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PLANZEICHNUNG

PLANZEICHENERKLÄRUNG

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der Ergänzungssatzung
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

I. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB)

3. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen
    zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und § 9 Abs. 1a BauGB)

1. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

56
30

Bemaßung in Meter, z. B. 14,00 m

Flurstücksnummer

vorhandene Flurstücksgrenzen

vorhandene Gebäude

II. Hinweise

1. Planzeichen der Kartengrundlage

2. Sonstige erläuternde Planzeichen

14,00

GRZ 0,2

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Grundflächenzahl, z. B. 0,2 (§ 16 Abs. 2 Nr. 1, § 19 BauNVO)

Gemarkungsgrenze

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

unterirdisch mit Schutzstreifen (Leitungsbezeichnung im Plan)

4. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen
    (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB)

vorhandene Böschung

vorhandener Baum

vorhandener Zaun

SATZUNGSTEXT

Satzung gemäß § 34 Absatz 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB
für das Flurstück 56/30 Gemarkung Gorknitz

Aufgrund des § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 3. November
2017 (Bundesgesetzblatt I Seite 3634), zuletzt geändert am 12. August 2025 (Bundesgesetzblatt I
Nr. 189), sowie des § 89 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 und Abs. 2 der Sächsischen Bauordnung (SächsBO)
vom 11. Mai 2016 (Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt, Seite 186), zuletzt geändert am 1.
März 2024 (Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 169) und des § 4 der
Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) vom 9. März 2018 (Sächsisches
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 62), zuletzt geändert am 27. Juni 2025 (SächsGVBl. S. 285) hat
der Stadtrat von Dohna in seiner Sitzung am 03.09.2025 die ‚Ergänzungssatzung Flurstück Nr.
56/30 Gemarkung Gorknitz‘ (1 Blatt) beschlossen und die Begründung gebilligt (Beschlussnummer
…………………).

§ 1 Geltungsbereich
In den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Gorknitz wird gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB
das Flurstück 56/30 der Gemarkung Gorknitz einbezogen. Die Abgrenzung des Geltungsbereiches
der Satzung ist in der beigefügten Planzeichnung dargestellt. Die Planzeichnung (M 1 : 1.000) ist
Bestandteil dieser Satzung.

§ 2 Zulässigkeit von Vorhaben
Innerhalb der in § 1 festgelegten Grenzen richtet sich die planungsrechtliche Zulässigkeit von
Vorhaben (§ 29 BauGB) nach § 34 BauGB.

§ 3 Festsetzungen
Innerhalb des Geltungsbereiches der Satzung werden gemäß § 34 Abs. 5 Satz 2 BauGB einzelne
Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 BauGB getroffen:
3.1 Es sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.
3.2 Je Wohngebäude sind maximal zwei Wohnungen zulässig.
3.3 Die zulässige Grundflächenzahl darf zur Errichtung von Garagen und Stellplätzen mit ihren

Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO nicht überschritten werden.
3.4 Die Baugrenze darf für Terrassen um maximal 3,00 m überschritten werden.
3.5 Als Dachform der Hauptgebäude sind Satteldächer mit Dachziegeln aus gebranntem Ton

oder Beton in naturroter bis rotbrauner Färbung oder in Anthrazit zulässig.

§ 4 Naturschutzrechtliche Regelungen
Innerhalb des Geltungsbereiches der Satzung werden gemäß § 34 Abs. 5 Satz 2 BauGB folgende
Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 BauGB getroffen:
4.1 Niederschlagswasserbewirtschaftung
Das auf Dachflächen und sonstigen befestigten Flächen anfallende unverschmutzte Niederschlags-
wasser ist vollständig innerhalb des jeweiligen Grundstücks zurückzuhalten und soweit möglich zu
nutzen. Eine gedrosselte Ableitung ist für die gesamte Fläche von bis zu 6 l/s zulässig und gilt bei
Grundstücksteilung entsprechend anteilig.

4.2 Flächenbefestigungen
Flächenbefestigungen für notwendige Zufahrten, Wege und Stellplätze auf den Baugrundstücken
sind wasserdurchlässig herzustellen.

4.3 Anpflanzung einer Feldhecke
Innerhalb der als Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
festgesetzten Fläche ist eine dreireihige Hecke zu pflanzen. Zu verwenden ist eine Mischung
(mindestens 3 Arten Pflanzliste 1 und mindestens 5 Arten Pflanzliste 2) aus gebietsheimischen
Gehölzen aus dem Vorkommensgebiet II (Mittel- und ostdeutsches Tief- und Hügelland) aus den
nachfolgenden Pflanzlisten.
Die Pflanzreihenabstände und auch die Pflanzabstände untereinander betragen 1,5 m, die Pflan-
zung hat versetzt zu erfolgen. Beidseitig ist ein Saum von 1 m Breite freizuhalten.
Mittig sind Gehölze der Pflanzliste 1 und kleinkronige Bäume (B) in Abständen von mind. 5 m zu
integrieren. Randlich sind kleinere Gehölze der Pflanzliste 2 einzuordnen. Die Pflanzung ist zu
mulchen und mit einem Verbissschutzzaun zu schützen. Sie ist regelmäßig zu pflegen und (v.a. in
den ersten Jahren und bei großer Trockenheit) zu wässern. Nach 15 bis 20 Jahren sind die
Pflanzen abschnittsweise auf den Stock zu setzen.
Die Pflanzungen sind spätestens in der 1. Vegetationsperiode nach Abschluss der jeweiligen
Baumaßnahmen durchzuführen.
Der Leitungsschutzstreifen ist freizuhalten.

Pflanzliste 1 (gebietseigene Laubgehölze Höhe 5 – 10 m und kleinkronige Bäume):
Feld-Ahorn Acer campestre (B)
Hain-Buche Carpinus betulus (B)
Hasel Corylus avellana
Europäisches Pfaffenhütchen Euonymus europaea
Vogel-Kirsche Prunus avium (B)
Gewöhnliche Traubenkirsche Prunus padus
Holz-Birne Pyrus pyraster
Pflanzliste 2 (gebietseigene Laubgehölze Höhe < 5 m):
Blutroter Hartriegel Cornus sanguinea
Besen-Ginster Cytisus scoparius
Färber-Ginster Genista tinctoria
Gruppe Hundsrosen Rosa canina agg.
Hecken-Rose Rosa corymbifera
Graugrüne Rose Rosa dumalis
Roter Holunder Sambucus racemosa
Gewöhnlicher Schneeball Viburnum opulus

4.4 Entwicklung einer Obstwiese
Innerhalb der als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft festgesetzten Fläche sind gleichmäßig verteilt 12 Obstbäume regional-
typischer Sorten (Hochstamm, Stammumfang mind. 10 - 12 cm) zu pflanzen. Dabei ist der
Leitungsschutzstreifen freizuhalten.
Die Bäume sind mit einem Stammanstrich und einer fachgerechten Anbindung zu schützen und
dauerhaft zu pflegen. Ausfälle sind in der folgenden Pflanzperiode in derselben Qualität zu ersetzen.
Die Pflanzungen sind spätestens in der 1. Vegetationsperiode nach Abschluss der jeweiligen
Baumaßnahmen durchzuführen.

§ 5 Zuordnung externer Kompensationsmaßnahmen (§ 9 Abs. 1a BauGB)
Zur Deckung des naturschutzrechtlichen Kompensationsdefizits in Höhe von 2.027 Wertpunkten,
berechnet nach der ‚Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im
Freistaat Sachsen‘, wird dem innerhalb des Plangebietes zulässigen Eingriff in Natur und
Landschaft folgende externe Kompensationsmaßnahme zugeordnet:
Auf dem südlich angrenzenden Flurstück 56/33 Gemarkung Gorknitz ist in Fortsetzung der
innerhalb des Plangebietes zu pflanzenden Feldhecke eine ca. 57 m lange dreireihige Feldhecke in
Richtung Süden bis zur Gemarkungsgrenze von Sürßen zu pflanzen (Fläche ca. 285 m²).
Pflanzdichte, Arten, Pflege etc. sind der Festsetzung I.4.3 zu entnehmen.
Die Ausgleichsmaßnahme ist spätestens in der auf die Baufertigstellung des ersten Wohngebäudes
folgenden Vegetationsperiode herzustellen.
Die vertragliche Sicherung der Maßnahme muss vor Satzungsbeschluss nachgewiesen werden.

§ 6 Hinweise
6.1 Artenschutz
Das besondere Artenschutzrecht (§ 44 ff. BNatSchG) steht neben dem Baugenehmigungs-
verfahren und ist stets zu beachten. Die Verwirklichung der Verbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG
kann nach §§ 69, 71 BNatSchG geahndet werden. Die nachfolgend genannten Maßnahmen dienen
der Vermeidung der Verwirklichung eines Verbotstatbestandes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG.
Vermeidungsmaßnahmen
Bauzeitenregelung (§ 39 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 und Abs. 6 BNatSchG)
Die Rodung von Gehölzen und Sträuchern darf nur außerhalb der Brut- und Fortpflanzungszeit, d. h.
im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. Februar, erfolgen.

6.2 Immissionsschutz - Sportanlagen
Es wird darauf hingewiesen, dass sich in der näheren Umgebung mehrere Sportanlagen befinden,
von denen Geräuschbelastungen ausgehen können. Es wird empfohlen, dies bei der Planung des
Grundrisses bzw. der Fenster schutzbedürftiger Räume (z. B. Schlafräume und Kinderzimmer) zu
berücksichtigen.

6.3 Denkmalschutz - Umgebungsschutz durch denkmallgeschützte Schule Gorknitzer Str. 26
Das Satzungsgebiet liegt in Sichtbeziehung zum Einzeldenkmal Sürßen 26, Gorknitzer Schule. Die
Neubebauung der zukünftigen Baugrundstücke unterliegt dem Umgebungsschutz nach § 12 Abs. 2
Sächsischen Denkmalschutzgesetzes (SächsDSchG). Die äußere Gestaltung der Neubauten ist
deshalb rechtzeitig vor Baubeginn mit der unteren Denkmalschutzbehörde abzustimmen.

6.4 Archäologie - Genehmigungspflicht von Grabungen und Meldepflicht von Bodenfunden
Da das Satzungsgebiet im weiteren Umfeld von archäologischen Relevanzbereichen liegt, ist für
Erdarbeiten oder Bauarbeiten im Geltungsbereich der Satzung rechtzeitig vor Maßnahmenbeginn
die Erteilung der denkmalschutzrechtlichen Genehmigung nach § 14 SächsDSchG bei der unteren
Denkmalschutzbehörde im Landratsamt zu beantragen oder der Bauantrag vorzulegen. Im Zuge
der Erdarbeiten können sich archäologische Untersuchungen ergeben.
Archäologische Funde (auffällige Bodenverfärbungen, Gefäßscherben, Gräber, Knochen, Geräte
aus Stein und Metall, Münzen, bearbeitete Hölzer, Steinsetzungen aller Art u. a.) sind sofort dem
Landesamt für Archäologie (Tel. 0351-8926 602, poststelle@lfa.sachsen.de) und der unteren
Denkmalschutzbehörde zu melden. Firmen sind auf die Meldepflicht von Bodenfunden (§ 20
SächsDSchG) hinzuweisen.

6.5 Bergbau - ehemalige Lehmgrube
In dem Gebiet wurden in der Vergangenheit bergbauliche Arbeiten durchgeführt. Unmittelbar nörd-
lich angrenzend ist das Restloch einer alten Lehmgrube bekannt. Im unmittelbaren Bereich der
Satzung sind jedoch nach den bekannten Unterlagen keine stillgelegten bergbaulichen Anlagen
vorhanden, die Bergschäden oder andere nach-teilige Einwirkungen erwarten lassen. Über even-
tuell angetroffene Spuren alten Bergbaues ist das Sächsische Oberbergamt in Kenntnis zu setzen.

6.6 Radonschutz
Das Plangebiet befindet sich in keiner radioaktiven Verdachtsfläche und außerhalb eines
festgelegten Radonvorsorgegebietes. Wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen
errichtet, hat jedoch grundsätzlich geeignete Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus
dem Baugrund zu verhindern oder erheblich zu erschweren. Diese Pflicht gilt als erfüllt, wenn die
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik erforderlichen Maßnahmen zum
Feuchteschutz eingehalten werden.

6.7 Bohranzeige- und Bohrergebnismitteilungspflicht
Weitere geologische Untersuchungen wie z. B. Sondierungs- und Erkundungsbohrungen sind dem
Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie inklusive ihrer Nachweisdaten
spätestens zwei Wochen vor Beginn anzuzeigen (§ 8 GeolDG). Spätestens drei Monate nach dem
Abschluss der geologischen Untersuchung sind die dabei gewonnenen Fachdaten wie Messdaten,
Bohrprofile, Laboranalysen, Pumpversuche etc. zu übermitteln.

6.8 Bodenschutz
Vor Beginn der Bauarbeiten ist von der in Anspruch zu nehmenden Fläche vorhandener Oberboden
(Mutterboden) abzuschieben, in Mieten zwischenzulagern und vor Vernichtung, Vergeudung und
Erosion zu schützen. Der Mutterboden soll möglichst wieder vor Ort verwendet werden. Eine
Vermischung mit dem Bodenaushub ist unzulässig.
Es sind die, sich aus dem BBodSchG, der BBodSchV und EBV sowie des SächsKrWBodSchG
ergebenden Auflagen zu beachten und umzusetzen.

6.9 Gehweg und Zufahrten
Für den zukünftig geplanten Bau eines Gehweges auf der westlichen Seite der Gorknitzer Straße
wird eine ca. 0,80 m breite Fläche des jetzigen Flurstücks 56/30 Gemarkung Gorknitz vorgehalten.
Die Überfahrbarkeit und Nutzung für Leitungsverlegungen wird gesichert.
Mit dem Kreisstraßenbaulastträger sind rechtzeitig Abstimmungen zur baulichen Ausführung der
Zufahrten zu treffen und die Zustimmung ist einzuholen. Es wird von einer Regelbreite für
Grundstückszufahrten von 3,00 m ausgegangen und die Sichtdreiecke gemäß RASt06 sind
nachzuweisen und freizuhalten. Es ist zu sichern, dass kein Niederschlagswasser von den
Grundstücken auf die Straße und von der Straße auf die Grundstücke gelangt.

6.10 Hinweise zu DIN-Normen
Die der Planung zugrunde liegenden DIN-Normen und DIN-Vorschriften können bei der
Stadtverwaltung Dohna, Am Markt 11 in 01809 Dohna, Bauamt, während der Sprechzeiten
eingesehen werden.

§ 7 In-Kraft-Treten
Diese Satzung tritt nach § 34 Abs. 6 Satz 2 BauGB in Verbindung mit § 10 Abs. 3 BauGB mit der
Bekanntmachung in Kraft.

Dohna, den .........................
.................................................
Bürgermeister

Hinweis (§ 4 Abs. 4 SächsGemO)
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen sind,
gelten ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Satzungen als Genehmigung oder die

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetzeswidrigkeit

widersprochen hat
4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist

a) Die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat, oder
b) Die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Gemeinde unter

 Bezeichnung des Sachverhaltes der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend
gemacht worden ist.


